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Revoltieren statt Reformieren!

Die Reformvorstellungen der Justizministerinnen lassen

zu wünschen übrig.

Bela Rogalla

ie JustizministerInnenkonferenz
D(JuMiKo) hat sich am 10. No-

vember für eine „praxisinte-
grierte universitäre Juristenausbildung‘“'
ausgesprochen. Im heimlichen Zentrum
steht dabei aber keine progressive, in-
haltliche Reform, sondern die Hoffnung,

bis zu einer Milliarde Mark durch den
Wegfall des Referendariats einzusparen
und der Versuch, die Studienplätze um

bis zu50 % zu reduzieren. Nun wird sich
die KultusministerInnenkonferenz (KMK)

mit der Reform befassen. Wer Einfluß
nehmen will, sollte das jetzt versuchen,
bevor auch die Position der KMK fest-
geklopftist.
Daß die Pläne für die BefürworterIn-

nen einer reformierten einphasigen Aus-
bildung überhaupt kein Grund zum Fei-
ern sind, zeigt sich bei näherem Hinse-

hen. Denn die MinisterInnen sprechen
sich für eine Reform „nach den
Eckwerten des von der JuMiKo-Arbeits-
gruppe vorgelegten Modells“? aus. Und
für dieses Modell dieser gemeinsamen

Arbeitsgruppe von JuMiKo und KMK
hat vor allem der sogenannte Ladenburger
Kreis Pate gestanden, der nicht gerade
für besonders fortschrittliche Konzepte
in der JuristInnenausbildung bekanntist.
Andere Organisationen, wie z.B. der
BAKI, wurden in der Schlußphase der

Anhörungen trotz Einspruchs ausge-

schlossen.
Das vorliegende Konzeptder JuMiKo°

sieht ein insgesamt zehnsemestriges Stu-
dium vor, in dem eine einjährige Praxis-

phase integriert wird. Diese soll block-
artig im siebten und achten Semester
liegen, die wünschenswerte Theorie-
Praxis-Integration beschränktsich also-
nunmehr darauf, daß die gegenüber dem
Referendariat auf ein Jahr verkürzte
Praxisphase das vorletzte Studienjahr
bildet. Das Konzept sieht eine obligato-
rische Zwischenprüfung bis zum vierten
Semester vor, die dem Herausprüfen

„ungeeigneter“ Studierender dienensoll.
Das Studium gliedert sich nach dem

Entwurf entsprechend in ein Grundstu-
dium bis zum vierten, einem „Vertie-

fungsstudium I“ im fünften und sechsten
sowie einem „Vertiefungsstudium II“
nach dem Praxisblock im neunten und
zehnten Semester.

Die Zwischenprüfung soll als univer-
sitäre Prüfung gestaltet werden, dabei
sollen studienbegeleitende Leistungen
als Credit Points einfließen. Im fünften
und sechsten Semester vorgesehende
Leistungskontrollen (Klausuren, u. U.

auch Hausarbeiten) in den Kernfach-

veranstaltungen sollen für das Examen
angerechnet werden.
Die JustizministerInnen wollen zu-

dem den sogenannten Curricular-Norm-
wert (CN-Wert) drastisch erhöhen. Die-

ser Wert gibt das Verhältnis von
Lehrkapazität zu Studierenden an. Ein
höherer CN-Wert führt so zu „weniger

Studierenden pro HochschullehrerIn“ und
damit bei gleichbleibender ProfessorIn-
nenzahl zu weniger Studienplätzen. Die
Erhöhung des CN-Wertes wird angeb-

lich erforderlich, wenn das JuMiKo-

Konzept bezüglich der Lehrveranstal-
tungen umgesetzt wird. Hier präsentiert
der Entwurf aber keine wirklichen Neu-
igkeiten, vielmehr werden traditionelle
Lehrformen mit neuen Namenversehen.
Einzig die Festlegung eines größeren
Kleingruppenangebots fällt positiv auf,
allerdings verknüpft mit dem Festhalten
von Großvorlesungenjetzt neu „in dialo-
gischer Unterrichtsform“, an die die
Kleinveranstaltungen angebunden wer-
densollen.
Als Bonbon für die Anwaltschaft ent-

hält der Beschluss der JuMiKo nocheine
an das Examen anschließende obligato-
rische „Berufseinarbeitungsphase“. Die-

se könnte mit einer weiteren Prüfung
abschließen, die dann vermutlich in
privaten Anwaltsakademien zu leisten
und von den AnwärterInnenzu finanzie-
ren wäre.

Revoltieren oder Reduzieren

Dreh- und Angelpunktder vorgeschlage-
nen Reform ist die Anhebung des CN-
Wertes. Dessen Anhebung von derzeit
1,7 auf 3,0 ist das Instrument, um nach

Berechnungen des Justizministeriums
Baden-Württemberg eine Reduzierung
der Studienplätze um die Hälfte zu
erreichen, wenn die Zahl der Deputat-

stunden der HochschullehrerInnengleich
bleibt. Würde diese erhöht, so könnte die
Reduzierung der Studienplätzebeispiel-
weise auf „nur“ 30 % begrenzt werden.
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Dies würde aber bedeuten, daß erhebli-

che zusätzliche Mittel an die Fakultäten
fließen müssten. Auch wenn dies von der

JuMiKo-KMK-Arbeitsgruppe noch ge-
prüft werden soll, ist wohl kaum mit
einer nennenswerten Erhöhungder Ka-
pazitäten zu rechnen.
Die so zu erwartende drastische Be-

schränkung der universitären Aus-

bildungskapazitäten bleibt ein bildungs-
politischer Skandal. Die offensichtlich
avisierte Reduzierung der Berufsanfän-
gerInnenist zudem schlicht verfassungs-
widrig: Art. 12 GG (Freiheit der Ausbil-
dungs- und Berufswahl) i.V.m. dem
Gleichheitssatz und dem Sozialstaats-

prinzip garantiert einen Anspruchaufdie
Bereitstellung der erforderlichen Bil-
dungseinrichtungen und ein Recht auf
Zugang zu denjenigen Bildungseinrich-
tungen, die den Fähigkeiten der Einzel-

nen entsprechen. Daran kann es auch
nichts ändern, daß die JustizministerInnen

diese Beschrärikungendurchdie Hinter-
tür einer CN-Wert-Erhöhung durchset-
zen wollen.

Bedingt durch den Wegfall des Refe-
rendariats stehen den Justizhaushalten
der Länder insgesamt etwa eine Milliar-
de Mark zur Verfügung. Die derzeit
17427 Studienplätze ließen sich bei
einem CN-Wert von 3,0 erhalten, indem

jährlich 262,9 Millionen DM, also nur

ein gutes Viertel dieses Finanzvolumens,
für die Erhöhung der Lehrkapazitäten
aufgewendet würden.

Derzeit deutet alles darauf hin, daß

diese Mittel aus der Ausbildungsfinan-
zierung entweder komplett eingespart
werden oder zum Teil der Lehre zugute
kommen werden. Die angehenden
JuristInnen werden zur Finanzierung der
Praxisphase in Zukunft auf das BAFöG
verwiesen werden. Der BAK] ist dage-
gen der Meinung, daß die Einsparungen
zuerst in die sozialen Absicherung der
Studierenden reinvestiert werden müs-

sen.
Davonist aller-
dings momentan
keine Rede. Die
Referendarbe-
züge sollen
nicht wie

  
   

  

   

     

  

 

ehemals bei der reformierten einstufigen
JuristInnenausbildung der Ausbildungs-
finanzierung zur Verfügungstehen. Igno-
riert wird dabei, daß nur ca. 15 % der

Studierenden Leistungen nach dem
BAFöGerhalten.

Revoltieren oder novellieren

Nach dem Grundsatzbeschluß der
JuMiKo liegt die Federführung für das
weitere Verfahren jetzt bei der KMK.
Bis der Beschluss tatsächlich in eine
Änderung des Richtergesetzes (RiG)

mündet, kann also noch einige Zeit

vergehen, zumal die KMK - anders als

die JuMiKo - einstimmig entscheidet.
Aber das die Reform kommt,scheintseit
dem 10. Novembergesichert.
Der Bundesarbeitskreis Kritischer Jura-

gruppen (BAKJ)kritisiert das JuMiKo-
Konzept massiv. Die Justizseite hat ein
neoliberales und elitäres Bildungskonzept
der JuristInnenausbildung vorgelegt, das
sich insbesondere durch die Privatisie-
rung von Bildungs- und Berufschancen
sowie der Verschulung einer akademi-
scher Ausbildung auszeichnet. Sowohl
die Praxisphasen sind von den Studie-
renden privat zu finanzieren als auch
künftige Fortbildungen in Anwalts-
akademien während der Berufseinarbei-
tungsphase.
Das vorrangige Ziel des Reform-

modells ist die Reduzierung der Studie-
rendenzahlen: damit sollen die Justiz-
haushalte saniert, die ProfessorInnen

entlastet und die Standesinteressen der
Anwaltschaft bedient werden. Und weil
der CN-Wert-Erhöhung Grenzengesetzt
werden könnten, erliegt die JuMiKo

präventiv dem Prüfungswahn: Die Zwi-
schenprüfung wird repressiv zur Selekti-
on von Studierenden ausgestaltet, indem
nach Zeitablauf von vier Semestern die
Exmatrikulation droht, wenn nicht 75 %
der Credit Points nachgewiesen werden.
Vor dem Hintergrund, daß ca.dreivier-

tel der Studierenden während der Vor-
lesungszeit notwendigerweise einer
Erwebstätigkeit nachgehen,ist die Frist-

setzung von vier Semestern bis zur
Zwischenprüfung ein Angriff auf das
verfassungsrechtliche und politische Po-
stulat der Chancengleichheit im Bil-
dungswesen. Es missachtet zudem den

Grundsatz der Studierfreiheit, da
ein Teilzeitstudium oder gar
modulares Studium an sich
ausgeschlossen wird.

Revoltieren und
Reformieren!

Dieses Modell kann

nicht mehr durch

Detailänderungen ge-
rettet werden,hierist

a L ein breiter Protest
X der Studierenden

gefordert, auf deren Rücken Finanz- und
Standesinteressen gesichert werden sol-
len! Der BAK]fordert bei den weiteren
Beratungen eine stärkere Berücksichti-
gung studentischerInteressen: Ene inhalt-
liche und strukturelle Reform erfordert
keine Reduzierung der Studienplätze
und auch keine repressive Zwischenprü-
fung. Eine neue einphasige JuristIn-
nenausbildung muß sich vielmehr am
Grundsatz der Chancengleichheit im
Bildungswesenorientieren. Die Einspa-
rungen müssen deshalb — wie bisher im
Referendariat — für die Ausbildungs-
finanzierung ingesetzt werden. Ohne
eine materielle Grundsicherung wird die
juristische Ausbildung in Zukunft nur
noch finanziell priviligierten Studieren-
den möglich sein. Und schließlich muß
gewährleistet werden, daß der Berufszu-
gang nicht zusätzlich eingeschränktwird,
indem der Anwaltschaft die Ausgestal-
tung der Einarbeitungsphasen überlas-
sen wird.
Dringend notwendigist deshalb unse-

rer Ansicht nach ein offener Diskurs
über das Leitbild der neuen JuristInnen-
ausbildung. Dennhierausresultieren die
inhaltlichen und strukturellen Anforde-
rungen an eine Reform. Der BAKJ
befürwortet eine Theorie-Praxis-Integra-
tion, die Berufsroutinen anhand rechtli-

cher und sozialwissenschaftlicher Kate-
gorien kritisch reflektiert und eine wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit
der Rechtswissenschaft und Jurispru-
denz in den Vordergrund rückt.
Für diese Ziele muss in den nächsten

Monaten in Zusammenarbeit mit
BündnispartnerInnen innerhalb und au-
Berhalb des Ausbildungsspektrums kon-
sequent gekämpft werden. Nur so läßt
sich vielleicht noch verhindern, daß wir

eine einphasige Ausbildung bekommen,
in der sich alle nach der Zweiphasigkeit
zurücksehnen.
Bela Rogalla ist Mitglied des BAKJ-
SprecherInnenrat.
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